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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.06.2022 

Geschäftszahl 

Ra 2019/07/0116 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2009/01/0049 E 14. Dezember 2011 RS 2 (hier ohne den ersten Satz) 

Stammrechtssatz 

Gemäß § 7 ZustG gilt - wenn im Verfahren der Zustellung Fehler unterlaufen - die Zustellung in dem 
Zeitpunkt als bewirkt, in dem das Dokument dem Empfänger tatsächlich zugekommen ist. "Empfänger" 
im Sinne dieser Bestimmung ist jedoch nicht die Person, für die das Dokument inhaltlich bestimmt ist, die 
es betrifft, sondern die Person, an die es die Behörde gerichtet hat, die in der Zustellverfügung von ihr als 
Empfänger angegeben worden ist ("formeller Empfängerbegriff"). Die fehlerhafte Bezeichnung einer 
Person als Empfänger in der Zustellverfügung kann nicht heilen (vgl. die bei Walter/Thienel, 
Verwaltungsverfahrensgesetze I2 (1998) 1900 ff angeführten Nachweise zur Rechtsprechung; ferner 
Thienel/Schulev-Steindl, Verwaltunsrecht5 (2009) 356 f; Walter/Kolonovits/Muzak/Stöger, Grundriss des 
österreichischen Verwaltungsverfahrensrecht9 (2011) Rz 203/1, alle mwN). 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2022:RA2019070116.L13 


